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214. Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan Hannover 
Bereich: Misburg-Süd / ehemalige Bauschuttdeponie östlich Lohweg 

 
Begründung 

 
(Fassung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB) 

 
 

 
 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung: 
 
• Gewerbliche Nachnutzung der ehemaligen Bauschuttdeponie am Lohweg 
 
 
 
 
1. Anlass, Erfordernis und Ziele der Planung 
 
In Misburg-Süd, unmittelbar nördlich der DB-Strecke Hannover - Berlin und östlich des Lohwe-
ges gelegen, wurde seit 1980 durch ein in Hannover ansässiges Abbruchunternehmen die bis-
herige Bauschuttdeponie betrieben. Aufgrund geänderter Rechtslage ist nach dem Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz der Betrieb einer Bauschuttdeponie ohne Abdichtung nicht mehr 
zulässig. Die Bauschuttdeponierung wurde demzufolge am 15.07.2009 eingestellt. Das Verbrin-
gen auf eine zugelassene Deponie ist für das Unternehmen (mit insgesamt 30 Beschäftigten, 
davon 8 auf der Bauschuttdeponie in Misburg tätig) wirtschaftlich nicht tragbar. Das Unterneh-
men verfolgt daher als Nachfolgenutzung der Deponierung die Baustoffaufbereitung und  
-verwertung. Es ist auch Eigentümerin des Grundstückes. Die beabsichtigte Nutzung unterläge 
nicht mehr dem Abfall- sondern dem Immissionsschutzrecht.  
 
Im Rahmen der bei der Region Hannover beantragten Genehmigung nach dem Bundesimmis-
sionsschutzgesetz (BImSchG) ist im Zusammenhang mit der von der Landeshauptstadt Hanno-
ver abzugebenden Stellungnahme festgestellt worden, dass für etwa zwei Drittel des Geländes 
planungsrechtliche Hindernisse für eine gewerbliche Nachfolgenutzung bestehen: Der Flächen-
nutzungsplan stellt hier "Waldfläche" dar. 
 
Mit dieser, im Wege des 34. Änderungsverfahrens zum Flächennutzungsplan - in Kraft getreten 
am 13.07.1988 - getroffenen Darstellung sollte seinerzeit als Kompromiss zwischen den wirt-
schaftlichen Belangen des Unternehmens und dem städtebaulichen Anspruch der Verbesse-
rung der Grünausstattung für Misburg-Süd die Rekultivierungsverpflichtung des damals gelten-
den Planfeststellungsbeschlusses umgesetzt werden. 
 
Die o.g. geänderte Rechtslage im Abfallrecht sowie die geänderte Ausrichtung des Betriebes 
auf der bisherigen Deponiefläche führten im Jahr 2008 zur Aufhebung der Rekultivierungsver-
pflichtung durch die heute dafür zuständige Region Hannover. 
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Das bisher die Bauschuttdeponie betreibende Abbruchunternehmen bzw. die Eigentümerin der 
Betriebsflächen hat daher mit Schreiben vom 08.01.2010 für das Teilgrundstück mit der Darstel-
lung "Waldfläche" um die Änderung des Flächennutzungsplanes mit dem Ziel der Darstellung 
von "Gewerblicher Baufläche" gebeten, um die einem Betrieb zur Baustoffaufbereitung und -
verwertung entgegenstehenden planungsrechtlichen Hindernisse auszuräumen. 
 
Aus Anlass dieser an sie herangetragenen Problematik wurde das bisherige Planungsziel 
"Wald" daraufhin überprüft, ob es beibehalten werden sollte. Als Ergebnis wird festgestellt, dass 
eine Rechtfertigung der Zielsetzung nicht mehr gegeben ist. Dazu führen folgende Gründe: 
 
• Das aus der Planfeststellung von 1980 resultierende Rekultivierungserfordernis besteht 

nicht mehr. 
 
• Die Aufforstung auf ehemaligen Deponieflächen wird wegen der Klüftigkeit und Inhomogeni-

tät des Bodenmaterials als problematisch beurteilt. 
 
• Das Planungsziel ist nicht durchsetzbar, mithin ist fraglich, ob der Plan vollzogen werden 

kann. 
 
Nicht zuletzt sind bei der Prüfung, ob dem Begehren der Eigentümerin bzw. des Unternehmens 
gefolgt werden sollte, deren wirtschaftliche Interessen abwägungsrelevant. 
 
Aus den dargelegten Gründen besteht ein Planerfordernis. 
 
Die erbetene Änderung des Flächennutzungsplanes kann auch deshalb vertreten werden, weil 
mit dem Vorhaben der Grundstückseigentümerin ein wirksamerer Schutz vor Lärm und Stäuben 
gegenüber der nördlich vorhandenen Wohnbebauung und Kleingartennutzung verbunden ist, 
ferner, weil damit eine verbesserte Eingrünung im Süden und Osten des Geländes ermöglicht 
wird. 
 
 
2. Städtebauliche / naturräumliche Situation 
Der Änderungsbereich ist inmitten des großräumigen Gewerbe- bzw. Industriebereichs von 
Misburg und Anderten gelegen und umfasst das Betriebsgelände der bisher betriebenen Bau-
schuttdeponie östlich des Lohweges. 
 
Auf der Westseite des Lohweges sind ebenfalls gewerbliche Nutzungen vorhanden. 
 
Auf der Nordseite des Änderungsbereichs ist am Lohweg ein zum Areal der ansässigen Ze-
mentindustrie gehörendes Wohnhaus gelegen, das von Werksangehörigen bewohnt wird. Wei-
ter östlich schließen sich - ebenfalls auf Flächen des Werkes - Kleingartenflächen an, die nach 
Kleingartenrecht als "Grabeland" zu bewerten sind. 
 
Die Ostseite des Änderungsbereichs wird begrenzt von dem nicht zur ehemaligen Bauschutt-
deponie gehörenden Ostteil des früheren Kalkmergelsteinbruchs ("Germania III"). Der Stein-
bruch ist nicht verfüllt, zu großen Teilen besteht hier eine Pionierwaldsituation. Das Gelände 
gehört zum Betriebsgelände der ansässigen Zementindustrie und wird auch für deren Zwecke 
genutzt (zum Abtransport des im südlich der Bahnstrecke gelegenen Steinbruch "Germania IV" 
anfallenden Materials). 
 
Der Südrand des Änderungsbereichs wird gebildet von einer außerhalb des Betriebsgeländes 
liegenden Fuß- und Radwegverbindung entlang der DB-Strecke Hannover - Berlin. 
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Mit der seit 1980 betriebenen Bauschuttdeponie wurde der Westteil der ehemaligen Mergelgru-
be des Steinbruches "Germania III" der ortsansässigen Zementindustrie bis auf einen kleinen 
Rest verfüllt. 
 

 
Luftbildaufnahme 2010 
 
 
Bis auf einige Betriebsgebäude am Lohweg sowie Zufahrten ist das Areal unbebaut und unver-
siegelt, aber weitgehend vegetationsfrei. Aufgrund der intensiven Deponietätigkeit konnte sich 
im überwiegenden Bereich keine höhere Wertigkeit für Natur und Landschaft einstellen. Ledig-
lich im südwestlichen und im östlichen Teil befindet sich einiger, z.T. lückiger, z.T. in einer fort-
schreitenden Sukzession befindlicher Aufwuchs. Vorwiegend in den Randbereichen sind relativ 
unbeeinflusste Böden mit anstehendem Mergel anzutreffen. 
 
 
3. Rechtliche und planerische Vorgaben 
3.1 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm der Region Hannover (RROP 2005) enthält für den 
Bereich der bisherigen Bauschuttdeponie keine flächenhaften Festlegungen. Für die Bau-
schuttdeponie ist lediglich - nicht grundstücksgenau - ein Standortsymbol festgelegt worden. 
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Ausschnitt aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2005 
 
 
 
In der textlichen Festlegung (Beschreibende Darstellung) wird unter Ziel D 1.8 - 01 festgelegt: 
 

"In der zeichnerischen Darstellung werden Vorrangstandorte für 
 
… 
- Siedlungsabfalldeponien 
… 
 
festgelegt. 
 
In diesen Gebieten und an diesen Standorten müssen alle raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen mit der jeweils festgelegten vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein; dies gilt 
auch für die räumliche Entwicklung in der näheren Umgebung." 
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In der Begründung dazu heißt es: 
 

"Neben den Siedlungsabfalldeponien werden als Bodendeponien die Standorte Misburg-
Anderten, … festgelegt, …" 

 
Zum Zeitpunkt des Aufstellungsverfahrens für das RROP 2005 war die heute bestehende ab-
fallrechtliche Situation noch nicht gegeben, so dass von einem Fortbestand der Deponienut-
zung auszugehen war. Insofern konkurriert die nunmehr angestrebte gewerbliche Nutzung mit 
der Standortfestlegung im RROP. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange hat die Region Hanno-
ver mitgeteilt, dass die im RROP 2005 getroffene Festlegung einer Abfall- / Bauschuttdeponie 
inzwischen gegenstandslos ist, da diese aus abfallwirtschaftlicher und aus rechtlichen Ge-
sichtspunkten seitens der Region Hannover 2009 stillgelegt, bzw. der Planfeststellungsbe-
schluss mit der Rekultivierungsauflage Verfüllung und Aufforstung aufgehoben wurde. Ein Er-
fordernis eines raumordnerischen Verfahrens zur Herstellung der Übereinstimmung zwischen 
beabsichtigter Flächennutzungsplan-Änderung und RROP bestehe daher nicht, da der Standort 
für eine Bauschuttdeponie aufgegeben bzw. nicht mehr vorgesehen ist. 
 
Damit ist die 214. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den Zielen der Raumordnung ver-
einbar. 
 
3.2 Bebauungspläne 
Rechtsverbindliche Bebauungspläne bestehen für den Änderungsbereich nicht. Für den Be-
bauungsplan Nr. 1361 wurde im Jahr 1988 eine vorgezogene Bürgerbeteiligung (heute frühzei-
tige Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt, ein Aufstellungsbeschluss wurde im Jahr 1994 
gefasst und bekannt gemacht. Vorgesehen war im südwestlichen Teil die Festsetzung eines 
"Industriegebietes", der übrige Teil sollte als "Fläche für gewerbliche Nutzungen ohne Bebau-
ung" festgesetzt werden. 
 
3.3 Landschaftsplanung / Naturschutzrecht 
3.3.1 Landschaftsrahmenplan 
Der Landschaftsrahmenplan der Landeshauptstadt Hannover von 1990 enthält auf der Grund-
lage der damaligen Erkenntnisse folgende Zielsetzungen bzw. Empfehlungen, die den Ände-
rungsbereich betreffen:  

• Entwicklungsziele für die Erholung in Grün- und Freiräumen 

Der Bereich der bisherigen Bauschuttdeponie soll zur Erhöhung des Waldanteils zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Entlang der Bahnstrecke soll die Entwicklung / Verbesserung / Ergänzung eines Grünzuges 
/ einer Grünverbindung angestrebt werden. 

• Pflege- und Entwicklungsziele für Arten und Lebensgemeinschaften 

Aufbau und / oder Förderung naturnaher Waldökosysteme 
 
Das Entwicklungsziel, auf einer ehemaligen Bauschuttdeponie ein naturnahes, funktionsfähiges 
Waldsystem aufzubauen, muss aus heutiger Sicht aufgrund der Beschaffenheit des Geländes 
in Frage gestellt werden. Zudem kann nach bestandskräftiger abfallrechtlicher Aufhebung der 
Rekultivierungsverpflichtung ein Waldaufbau gegenüber dem die Deponie bisher betreibenden 
Unternehmen nicht mehr durchgesetzt werden. 
 
Die bisher vorhandene Fuß- und Radwegverbindung am Südrand des Geländes bleibt erhalten. 
Sie ist in ihrer heutigen Ausprägung funktionsfähig, eine Optimierung ist wünschenswert. 
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3.3.2 Landschaftsplan / Städtebaulich-landschaftsplanerisches Rahmenkonzept 
Der gutachterliche Landschaftsplan Misburg / Anderten (Landschaftsarchitekt Dipl.-Ing. Peter 
Wellnitz, März 1993) schlägt in seinem Zielkonzept (Karte 24) außerhalb des bisherigen Depo-
niegeländes an seinem Nordrand die Sicherung und Entwicklung von Grünachsen für die 
Hauptfunktionen Erholung und Naturschutz vor. Damit soll eine Verbindung zwischen den 
Waldflächen östlich der Zementindustrie und dem Südbereich des "DEURAG-NERAG"-
Geländes hergestellt werden. Für den Deponiebereich selbst schlägt es "Grünfläche" vor (Karte 
26). Als hier relevante Maßnahmen werden vorgeschlagen die Anlage durchgängiger Rad- und 
Fußwege abseits vom Straßenverkehr und das Anpflanzen von Gehölzen und Einzelbäumen. 
 
Das städtebaulich-landschaftsplanerische Rahmenkonzept (1993) sieht dementsprechend Wald 
und gewerbliche Baufläche vor. 
 
Die Beibehaltung der landschaftsplanerischen Zielsetzungen erscheint aus heutiger Sicht auch 
angesichts der kaum aussichtsreichen Realisierungsmöglichkeiten, vor allem im gewerblich ge-
nutzten Bereich westlich des Lohweges nicht angemessen. 
 
3.3.3 Schutzgebiete nach Naturschutzrecht  
Naturschutzrechtliche Ausweisungen (Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, geschützte 
Landschaftsbestandteile) sind für den Änderungsbereich nicht erfolgt. Besonders geschützte 
Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNAtSchG) und § 24 Nds. Ausführungsgesetz 
zum BNatSchG (NAGBNatSchG) wurden bisher nicht festgestellt.  
 
3.3.4 Natura 2000-Gebiete 
Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete sind von der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes 
nicht betroffen.  
 
 
4. Planungsziele und Planinhalt 
 
Der westliche Teil des früheren Kalkmergelsteinbruchs "Germania III" wurde nach Beendigung 
des Abbaus seit 1980 als Bauschuttdeponie genutzt. Der Flächennutzungsplan stellt gemäß 
dem 34. Änderungsverfahren seit 1988 für den südwestlichen Teil des bisherigen Deponiebe-
triebes "Gewerbliche  Baufläche", zu etwa zwei Dritteln des Geländes jedoch "Waldfläche" dar. 
Grundlage war der seinerzeitige Planfeststellungsbeschluss aus dem Jahr 1980, der eine ent-
sprechende Rekultivierungsverpflichtung nach Beendigung des Deponiebetriebes enthielt. Auf 
dieser Grundlage sind auch die Zielvorstellungen im Landschaftsrahmenplan 1990 und im Gut-
achten zum Landschaftsplan Misburg/Anderten von 1993 entwickelt worden. Die Rekultivie-
rungsverpflichtung wurde seitens der Region Hannover als heute zuständige Fachbehörde im 
Jahr 2008 mit der 7. Änderung zum Planfeststellungsbeschluss aufgehoben. 
 
Bis auf einen noch nicht verfüllten Teilbereich ist ein Deponiekörper mit einer Mächtigkeit von 
30 m entstanden. Der aktuellen hydrologischen Situation entsprechend liegt der Grundwasser-
spiegel in mehr als 30 m Tiefe unter Gelände. Trotz fachgerechten Einbaus des deponierten 
Materials besteht innerhalb des Deponiekörpers ein deutliches Porenvolumen. Unter diesen 
Voraussetzungen sind die Rahmenbedingungen für die Anlage einer funktionsfähigen Waldflä-
che auch angesichts der nicht bestehenden natürlichen Bodenverhältnisse recht ungünstig. 
Selbst bei Aufbringen einer mehrere Meter mächtigen Schicht aus geeignetem Boden, würden 
sich die für das Baumwachstum geeigneten Bedingungen nicht einstellen können. Diese Ein-
schätzung wird auch vom Nds. Forstamt Fuhrberg geteilt. 
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Aufgrund einer geänderten Rechtslage im Abfallrecht war das die Bauschuttdeponie betreiben-
de Unternehmen verpflichtet, den Betrieb vorzeitig einzustellen. Als Nachfolgenutzung der bis-
herigen Deponierung von Bauschutt wird nunmehr die Umstellung auf die Bauschuttaufberei-
tung- und Verwertung verfolgt. Um hierzu das bisherige Deponiegelände nutzen zu können, hat 
das Unternehmen bzw. die Grundstückseigentümerin darum gebeten, den Flächennutzungs-
plan zu ändern und für das gesamte Betriebsgrundstück Gewerbliche Baufläche darzustellen. 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Dazu gehören auch die Belange 
der Wirtschaft. Zwar besteht auf die Aufstellung von Bauleitplänen kein Anspruch (§ 1 Abs. 3 
BauGB), jedoch erstreckt sich das Abwägungserfordernis auch auf die Beurteilung über die Ein-
leitung von Bauleitplanverfahren. 
 
In Abwägung der privaten Interessen des ansässigen mittelständischen Unternehmens mit den 
bisherigen städtebaulichen Zielen, deren Realisierung aus heutiger Sicht allerdings als unwahr-
scheinlich einzuschätzen ist (vgl. Abschnitt 1), soll dem Begehren des Unternehmens gefolgt 
werden. Die erbetene Änderung des Flächennutzungsplanes kann auch deshalb vertreten wer-
den, weil mit dem Vorhaben der Grundstückseigentümerin ein wirksamerer Schutz vor Lärm 
und Stäuben gegenüber der nördlich vorhandenen Wohnbebauung und Kleingartennutzung 
verbunden ist, ferner, weil damit eine verbesserte Eingrünung im Süden und Osten des Gelän-
des ermöglicht wird. 
 
Im Flächennutzungsplan soll daher künftig für den Großteil des bisher als "Waldfläche" darge-
stellten Areals "Gewerbliche Baufläche" dargestellt werden.  
 
Bei einer gewerblichen Nachfolgenutzung ist allerdings zu beachten, dass verfüllte Deponien 
wegen unsicherer Baugrundverhältnisse und möglichem Austreten von Gasen infolge von Ver-
rottungsvorgängen grundsätzlich von Überbauung freizuhalten sind.  
 
Grundsätzlich stellt der Flächennutzungsplan städtebauliche Ziele unabhängig von einem kon-
kreten Vorhaben dar. In diesem Sinne muss auch die Frage beantwortet werden, inwieweit eine 
Bauflächendarstellung auch im Hinblick auf andere gewerbliche Nutzungen, unabhängig von 
der konkreten Unternehmensabsicht, unter Abwägungsgesichtspunkten städtebaulich vertretbar 
ist. 
 
Der Änderungsbereich liegt am Südrand des vorrangig durch die ansässige Zementindustrie 
und ihrer Nachfolgenutzungen geprägten großräumigen Gewerbe- und Industrieareals von Mis-
burg. Vom unmittelbar südlich anschließenden Gewerbe- und Mergelabbaugebiet in Anderten 
wird er durch die DB-Strecke Hannover-Berlin getrennt. Nördlich des Änderungsbereiches be-
steht unmittelbar benachbart am Lohweg 12 - 20 Wohnnutzung. Es handelt sich hierbei um eine 
für Werksangehörige der Zementindustrie bestimmte Nutzung. Das Gebäude ist denkmalge-
schützt. Eine planungsrechtliche Absicherung besteht nicht. Aufgrund der Lage im Gewerbe- / 
Industriegebiet, die grundsätzlich mit den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse nicht 
im Einklang steht, stellt der Flächennutzungsplan als Zielplanung hierfür "Gewerbegebiet" dar. 
Die Wohnnutzung hat jedoch Bestandsschutz. Insofern muss eine künftige gewerbliche Nut-
zung dieser schutzbedürftigen Nachbarschaft insbesondere bezüglich der Einhaltung der für 
Gemengelagen geltenden Lärmrichtwerte Rechnung tragen, nach der DIN 18005 (Schallschutz 
im Städtebau) 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts. Da eine gewerbliche Nutzung zu den Nach-
zeiten nicht stattfindet, sind allerdings die Nachtwerte nicht relevant. Das Nähere ist - sofern 
und soweit erforderlich - in der verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Rahmen fachgesetzlicher 
Genehmigungen zu regeln. Die in Bezug auf das konkrete Vorhaben durchgeführten schall-
technischen Untersuchungen zeigen, dass eine Konfliktvermeidung erreichbar ist. Ebenfalls  
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Schutzanspruch hat die kleingärtnerische Nutzung auf der Nordseite des Änderungsbereichs, 
obgleich sie nicht unter kleingartenrechtlichem Schutz steht. Die DIN 18005 sieht für Kleingar-
tennutzung einen Orientierungswert von max. 55 dB(A) tags vor. Auch hier sind die Orientie-
rungswerte für die Nachtzeiten nicht relevant. Weitere schutzbedürftige Nutzungen sind im 
möglichen Einwirkungsbereich einer gewerblichen Nutzung nicht vorhanden.  
 
Am Nordrand soll das Planungskonzept des Unternehmens, hier einen begrünten / bepflanzten 
Wall zur Abgrenzung des Betriebsgeländes anzulegen, durch Darstellung eines Streifens "All-
gemeiner Grünfläche" auch auf den Flächennutzungsplan übertragen werden. Damit soll das 
Erfordernis einer Rücksichtnahme auf die vorhandene Wohnnutzung und die vorhandene 
Kleingartennutzung verdeutlicht werden. 
 
Der Anregung des Nds. Forstamtes Fuhrberg folgend soll auch auf der Ostseite des Ände-
rungsbereichs eine "Allgemeine Grünfläche" vorgesehen werden. Hier sollte wie im Norden ein 
Lärmschutzwall errichtet werden, der einen Schutz für den östlich angrenzenden Wald bewirkt 
und außerdem die Ausbreitung von Stäuben aus dem Bauschuttrecycling verringert. Damit 
könnte auf die Einhaltung eines sonst erforderlichen Waldabstandes von 30 m verzichtet wer-
den. 
 
Im Erläuterungsbericht zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes, die seinerzeit zur gelten-
den Darstellung "Waldfläche" führte, wurde ausgeführt, dass die Darstellung auch dem Ziel der 
Verbesserung der Ausstattung des Stadtteils Misburg-Süd mit Grünflächen dienen soll. Seitdem 
hat sich die Grünausstattung im Misburger Raum positiv entwickelt: Mit der Beendigung des 
Mergelabbaus in der Grube "HPC I" und der Sicherung dieser mehr als 20 ha großen Fläche 
zum Zweck des Naturschutzes wurde für Misburg ein Potential erschlossen, das sowohl dem 
Naturschutz als auch der Erholungsnutzung dient. Hierfür wurde auch eine entsprechende Dar-
stellung im Flächennutzungsplan im Wege des 82. Änderungsverfahrens, Teilbereich 82.1, ge-
troffen (in Kraft getreten am 13.08.2003) und zwischenzeitlich steht sie als FFH-Gebiet Nr. 345 
"Mergelgrube bei Hannover" unter besonderem naturschutzrechtlichen Gebietsschutz. Unter 
heutiger Beurteilung ist es dagegen eher fraglich, ob die bisherige städtebauliche und land-
schaftsplanerische Zielvorstellung für das Deponiegelände wegen seiner Beschaffenheit zu 
verwirklichen ist. Zudem wäre die Fläche wohngebietsfern gelegen und hätte nur einen gerin-
gen Erholungsnutzen für die Misburger und Anderter Wohnbevölkerung. 
 
Unabhängig davon wird geprüft, welche Möglichkeiten im Stadtgebiet für Aufforstungsmaßnah-
men auf dafür geeigneten Flächen bestehen, auch als Beitrag zum Klimaschutz.  
 
Die vorhandene Fuß- und Radwegverbindung entlang der Bahnstrecke ist dagegen unverzicht-
bar. Eine Aufwertung ist wünschenswert. Etwa durch die Anpflanzung von Gehölzen auf deren 
Nordseite - zum bisherigen Deponiegelände hin - kann eine gestalterische Verbesserung erzielt 
werden. Diese Grünverbindung ist bereits im Flächennutzungsplan als "Allgemeine Grünfläche" 
dargestellt und liegt daher außerhalb des Änderungsbereichs. Es ist beabsichtigt, die erforderli-
chen Festsetzungen im Zusammenhang mit der genannten Aufwertung auf der Ebene des Be-
bauungsplanes zu treffen. 
 
 
5. (vorläufiger) Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB 
 
5.1 Einleitung 
Die Einleitung enthält gemäß Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB: 
 
• Kurzdarstellung der Ziele und des Planinhalts einschließlich der Beschreibung der Art und 

des Umfanges sowie des Bedarfes an Grund und Boden 
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• Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Um-
weltschutzes und der Art der Behandlung bei dem Bauleitplan 

Die Planungsziele und die Planinhalte der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes sind in 
den Abschnitten 1 und 4 dieser Begründung beschrieben.  
 
 
Flächenbilanz: 
(Die Flächenbilanz bezieht sich ausschließlich auf die im Flächennutzungsplan dargestellten Arten der 
Nutzung im Vergleich der geltenden und der künftigen Darstellungen, jedoch nicht auf die real ausgeübte 
oder mögliche Nutzung; desgleichen erlaubt die Flächenbilanz keinen eindeutigen Rückschluss auf den 
Anteil an versiegelter Fläche. Aufgrund des Maßstabes und der generalisierten Zielaussage können die 
Flächengrößen der dargestellten Bauflächen von den festgesetzten Baugebieten in Bebauungsplänen 
abweichen.) 
 
Gewerbliche Baufläche + 3,60 ha 
Allgemeine Grünfläche + 0,87 ha 
Waldfläche - 4,47 ha 
 
Die bisher als Waldfläche dargestellte Fläche ist bisher fast vollständig für Zwecke der bisheri-
gen Bauschuttdeponie bzw. für den gegenwärtigen Bauschuttrecycling-Betrieb gewerblich ge-
nutzt. 
 
 
Fachgesetze / übergeordnete Planungen 
Für das 214. Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan sind grundsätzlich beachtlich 

• bezüglich der Eingriffe in Natur und Landschaft die Eingriffsregelung des § 1 a Abs. 3 
BauGB und die besonders geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG und § 24 NAGB-
NatSchG sowie das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), 

 
• bezüglich von Immissionen das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) einschließlich 

der dazu erlassenen Verordnungen und weitere relevante Regelwerke zum Immissions-
schutz (DIN 18005 - Schallschutz im Städtebau, TA Lärm), 

 
• das RROP 2005; auf Abschnitt 3.1 wird verwiesen. 
 
Fachplanungen 
• Landschaftsrahmenplan; s. Abschnitt 3.3.1 
• Landschaftsplan Misburg/Anderten und Städtebaulich-landschaftsplanerisches Rahmen-

konzept; s. Abschnitt 3.3.2 
• Planfeststellungsbeschluss zum Betrieb der Boden- und Bauschuttdeponie in Hannover-

Misburg in der Fassung der 7. Änderung, s. Abschnitt 1 
 
5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
Gemäß der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sind im Umweltbericht die in der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ermittelten Umweltauswirkungen zu beschreiben und zu 
bewerten. 
 
Bei der Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen sind grundsätzlich die geltenden Darstel-
lungen mit den geplanten zu vergleichen. 
 
Hauptgegenstand der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Schaffung der Vor-
aussetzung für eine gewerbliche Nachnutzung eines bisher als Bauschuttdeponie genutzten 
Geländes. Die Änderung ist erforderlich, weil die aufgrund bisheriger Rekultivierungsverpflich-
tung dargestellte Waldfläche der künftigen gewerblichen Nutzung entgegen steht. 
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Danach ergeben sich auf der Planebene des Flächennutzungsplanes Auswirkungen auf die 
Umweltbelange insofern, dass eine bisher für Aufforstung vorgesehene Fläche künftig entfällt 
und somit auch der damit verbundene positive Effekt für die Umwelt. Diese Darstellung als 
"Waldfläche" war als Ergebnis des im Jahr 1980 für den Betrieb der Bauschuttdeponie erteilten 
Planfeststellungsbeschlusses im Sinne einer nachrichtlichen Übernahme gemäß § 5 Abs. 4 
BauGB getroffen worden. Mit der 7. Änderung zu diesem Planfeststellungsbeschluss ist jedoch 
die Rekultivierungsverpflichtung durch die heute zuständige Untere Abfallbehörde (Region 
Hannover) gelöscht worden. Damit fehlt auch der Darstellung "Waldfläche" im Flächennut-
zungsplan die Grundlage, da die Gemeinde verpflichtet ist, bei der Aufstellung, Ergänzung oder 
Änderung des Flächennutzungsplans rechtswirksame Planungen und Nutzungsregelungen, die 
auf anderer Rechtsgrundlage festgestellt worden sind, auch inhaltlich zu beachten. 
 
Zudem ergeben sich real für den Änderungsbereich selbst oder seine unmittelbare Umgebung 
keine Auswirkungen, da die Fläche heute in Bezug auf die Schutzgüter und sonstigen zu be-
achtenden Umweltbelange keine besondere Bedeutung hat. Großräumig betrachtet geht aller-
dings eine Möglichkeit, den Waldanteil im Stadtgebiet zu erhöhen, verloren. Demgegenüber 
muss jedoch berücksichtigt werden, dass die Chancen auf eine erfolgreiche Aufforstung zumin-
dest im Bereich der Verfüllungen gering sind (s. Abschnitte 1 und 4) und dass mangels einer 
Rechtsverpflichtung die Aufforstung nicht mehr durchsetzbar ist. 
 
Im Einzelnen: 
 
5.2.1 Schutzgüter Tiere und Pflanzen 
Aufgrund der bisher betriebenen Bauschuttdeponie und der gegenwärtigen gewerblichen Nut-
zung eines Bauschutt-Recyclings ist der Änderungsbereich weitgehend vegetationsfrei. Auf-
grund der intensiven Deponietätigkeit konnte sich im überwiegenden Bereich keine höhere Wer-
tigkeit für Natur und Landschaft einstellen. Lediglich im südwestlichen und im östlichen Teil be-
findet sich einiger, z.T. lückiger, z.T. in einer fortschreitenden Sukzession befindlicher Auf-
wuchs. Vorwiegend in den Randbereichen sind relativ unbeeinflusste Böden mit anstehendem 
Mergel anzutreffen. In diesen Teilbereichen sind entsprechend vergleichbarer Standorte in der 
nahen Umgebung potentielle Lebensräume für seltene und gefährdete Tier- oder Pflanzenarten 
zu erwarten. Zur vollständigen Ermittlung sowie zur Klärung etwaiger artenschutzrechtlicher Er-
fordernisse sind Bestandkartierungen der Biotoptypen sowie der Pflanzengruppe der Orchideen 
notwendig. Hinsichtlich des Schutzgutes Tiere und bzgl. der Beachtung der Aspekte des Arten-
schutzes ist jedoch noch die Erfassung eines evtl. Vorkommens an Zauneidechsen und Vögeln 
erforderlich. Diese Untersuchungen werden in naturschutzfachlicher Abstimmung durchgeführt. 
Die Ergebnisse werden im weiteren Verfahren berücksichtigt. 
 
Die Stadtbiotopkartierung 1997 zeigt keine Besonderheiten. Sie weist nach dem damaligen 
Stand für den Änderungsbereich auf: 
 
• Industrie- / Entsorgungsfläche bzw. Lagerplatz (etwa die westliche Hälfte) 
• Sonstiger Offenbodenbereich / Bodenabbaufläche (etwa die östliche Hälfte) 
• Ruderalfluren / Industrie- und Gewerbebrache (in geringflächigen Ausprägungen vorwie-

gend im südlichen und südöstlichen Teil 
 
Ersteinschätzung: Das mit der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes verbundene Pla-
nungsziel führt wahrscheinlich nicht zu einer zusätzlichen Beeinträchtigung der Schutzgüter Tie-
re und Pflanzen.  
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5.2.2 Schutzgüter Boden und Wasser 
5.2.2.1 Natürliche Bodenfunktion / Auswirkungen auf das Wasserregime 
Nur im Südwesten des Änderungsbereiches, etwa in dem Teil, für den auch bisher schon "Ge-
werbliche Baufläche" dargestellt ist, ist weitgehend gewachsener Boden vorhanden. Der übrige 
Teil besteht aus einer seit 1980 bis auf ein Restvolumen verfüllten ehemaligen Mergelgrube der 
früheren Germania-Zementwerke, die sich östlich des Änderungsbereiches fortsetzte. Auf dem 
Grund dieser Grube befand sich seinerzeit Anfang der 80er Jahre eine durch Grundwasserzu-
lauf gebildete Wasserfläche, deren Grund nach den damaligen Kartengrundlagen bei einer 
Wasserspiegelhöhe von ungefähr 3 m etwa 30 m unterhalb des Niveaus an der Nordgrenze des 
Änderungsbereichs lag. Die Verfüllung erfolgte gemäß den jeweils geltenden abfallrechtlichen 
Bestimmungen mit bei Aushub- und Abbrucharbeiten anfallendem Boden und Bauschutt. Ein 
natürlicher Bodenaufbau ist hier daher nicht anzutreffen. Baulichkeiten bestehen nur im eine 
hinreichende Standsicherheit gewährenden südwestlichen Teil am Lohweg. Der übrige Teil ist 
versiegelungsfrei, so dass das verfüllte Substrat immerhin - soweit die im Rahmen des Depo-
niebetriebes erfolgte Verdichtung es zulässt - die Funktion der Aufnahme von Regenwasser 
und Zuführung in das Grundwasser übernehmen kann. Allerdings kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass ggf. in den Verfüllungen enthaltene Schadstoffe so in das Grundwasser gelangen 
können. Dieser Zustand bleibt auch bei einer anderen gewerblichen Nachnutzung der bisheri-
gen Bauschuttdeponie grundsätzlich bestehen, da das Gelände im Verfüllungsbereich von 
Überbauung freigehalten werden muss, jedoch nur, wenn keine weiteren Verdichtungen und 
Versiegelungen - z.B. zur Anlage von befestigten Lagerflächen - vorgenommen werden. In die-
sem Fall kann die Ausweitung der gewerblichen Nutzung zu einer verminderten Zuführung von 
Niederschlagswasser in das Grundwassersystem führen. Aus wasserbehördlicher Sicht kommt 
allerdings angesichts der örtlichen Verhältnisse weder eine Grundwassernutzung noch eine ge-
zielte Versickerung in Betracht. 
 
Aus wasserbehördlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass sich mittelfristig durch Einstellung 
der Wasserhaltung in den benachbarten Mergelgruben Veränderungen der Grundwassersitua-
tion ergeben können. 
 
Das mit der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes verbundene Planungsziel führt voraus-
sichtlich nicht zu einer zusätzlichen Beeinträchtigung der Schutzgüter Boden und Wasser im 
Vergleich zur bisher und gegenwärtig zulässigerweise ausgeübten Nutzung.  
 
5.2.2.2 Belastungen des Bodens mit Altlasten / Altablagerungen und Kampfmitteln 
Die Verfüllung der ehemaligen Mergelgrube ist nach den jeweils geltenden abfallrechtlichen Be-
stimmungen erfolgt. Daher ist grundsätzlich davon auszugehen, dass die Verfüllung ordnungs-
gemäß erfolgte und dass daher eine umweltgefährdende Belastung mit Schadstoffen durch Alt-
ablagerungen nicht besteht. Dennoch kann ein Vorhandensein von Schadstoffen im verfüllten 
Substrat nicht völlig ausgeschlossen werden. Für eine etwaige Gefährdung für den Menschen 
bestehen allerdings keine Anzeichen. Ferner kann es durch etwaige im verfüllten Gut enthalte-
ne organische Bestandteile (Bauholz) durch Zersetzungsprozesse zum Austreten von Faulga-
sen kommen. Aus diesem Grunde ist eine Überbauung des verfüllten Bereichs nicht möglich. 
Eine Kennzeichnung als Bereich mit erheblicher umweltgefährdender Schadstoffbelastung, der 
für bauliche Nutzung vorgesehen ist, ist gemäß § 5 Abs. 3 BauGB ist jedoch nicht erforderlich, 
zumal im Bereich des verfüllten Kalkmergelsteinbruchs eine Bebauung aus Sicherheitsgründen 
nicht möglich ist. 
 
Hannover ist im Zweiten Weltkrieg erheblichen Bombardierungen ausgesetzt gewesen, darun-
ter auch die Industriegebiete von Misburg. Hinweise über noch im Boden verbliebene Kampfmit-
tel liegen über den Änderungsbereich zur Zeit nicht vor. 
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5.2.3 Schutzgüter Luft und Klima 
Zur verkehrsbedingten Luftbelastungssituation in Hannover liegt seit Oktober 2004 das im Auf-
trag der Stadt von der Fa. GEONET (Umweltplanung und GIS-Consulting GbR) erstellte "Kon-
zept zur Ermittlung der verkehrsbedingten Luftbelastungssituation in Hannover" vor. Untersucht 
wurde auf der Grundlage von Modellrechnungen im 100 m-Raster im Sinne eines "worst case-
Szenarios" die räumliche Ausprägung der vom Hauptverkehrsstraßennetz Hannovers ausge-
henden Luftschadstoffe während einer austauscharmen Wetterlage. Dargestellt werden die 
Immissionsfelder exemplarisch für den Parameter Stickstoffdioxid (NO2). Die Modellrechnungen 
für Benzol und Dieselruß zeigen ähnliche Ergebnisse. Danach gehört der gesamte Änderungs-
bereich zu einem größeren Bereich südöstlich der Industriebereiche Misburgs mit potentiell un-
terdurchschnittlicher NO2-Belastung (sog. klimaökologischer "Gunstraum"). 
 
Auf diesem Konzept aufbauend bzw. es fortführend stellt die Arbeit "Erstellung einer GIS-
basierten Karte der klima- und immissionsökologischen Funktionen für die Stadt Hannover un-
ter Verwendung des 3D Klima- und Ausbreitungsmodells FITNAH" (GEONET, Juni 2006) fest, 
dass der Änderungsbereich keine Bedeutung für die Kaltluftentstehung und -lieferung hat.  
 
Aufgrund der lokalen klimatischen Verhältnisse ist nicht damit zu rechnen, dass sich die Be-
lastungs- bzw. Luftgütesituation aufgrund der Verwirklichung der Planungsziele im Vergleich zur 
bisher und gegenwärtig zulässigerweise ausgeübten Nutzung spürbar nachteilig verändert. Mit 
den beabsichtigten Schutzwällen an der Nord- und an der Ostseite des Änderungsbereiches 
kann die Ausbreitung von Stäuben im Zusammenhang mit der gewerblichen Nutzung einge-
dämmt werden, was sich im Vergleich zur gegenwärtigen Situation positiv auf das Schutzgut 
Luft auswirken würde. 
 
Sofern im Zuge späterer Nutzungen die Gewinnung von Energie aus alternativen Energiequel-
len verfolgt wird (z.B. Photovoltaik), wäre diese Entwicklung als wirksamer Beitrag zur Minde-
rung vom klimaschädigenden CO2-Emissionen zu beurteilen und wäre als solcher aus klima-
ökologischer wie städtebaulicher Sicht unterstützenswert. 
 
5.2.4 Schutzgut Mensch 
5.2.4.1 Lärm 
Von einem auf die Bearbeitung und Verwertung von Bauschutt ausgerichteten Betrieb gehen 
betriebsbedingte Schallimmissionen aus. Während durch Schwerlastverkehr keine zusätzlichen 
Verkehrsbelastungen im Vergleich zur ausgeübten zulässigen Nutzung zu erwarten sind, kön-
nen durch Anlagen zum Zerkleinern und Aufbereiten des zu bearbeitenden Materials Störungen 
entstehen, die über den bisherigen Betrieb der Bauschuttdeponie hinausgehen. Schutzbedürfti-
ge Nutzungen sind die bestehende Wohnnutzung und die vorhandene kleingärtnerische Nut-
zung auf der Nordseite des Änderungsbereichs. Auf die dementsprechenden Ausführungen in 
Abschnitt 4 dieser Begründung wird verwiesen. 
 
5.2.4.2 Staubimmissionen 
Mit gewerblicher Nutzung, insbesondere im Zusammenhang mit der Bearbeitung und Lagerung 
von Bauschutt, können Staubemissionen verbunden sein. Durch betriebliche Maßnahmen ist 
sicherzustellen, dass unzumutbare Belästigungen für schutzbedürftige Nutzungen nicht auftre-
ten. Mit den beabsichtigten begrünten / bepflanzten Schutzwällen an der Nord- und an der Ost-
seite des Änderungsbereiches kann die Ausbreitung von Stäuben eingedämmt werden, was 
sich im Vergleich zur gegenwärtigen Situation auch positiv auf das Schutzgut Mensch auswir-
ken würde 
 
5.2.4.3 Lufthygiene 
Auf Abschnitt 5.2.3 wird verwiesen. 
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5.2.4.4 Erholungsfunktion der Landschaft 
Der Änderungsbereich hat keine Bedeutung für die Erholung des Menschen. 
 
Nachteilige Auswirkungen auf die kleingärtnerische Erholungsnutzung nördlich des Änderungs-
bereichs sind im Vergleich mit der gegenwärtigen Situation nicht zu erwarten. 
 
Die außerhalb des Betriebsgeländes der bisherigen Deponie und außerhalb des Änderungsbe-
reichs am Südrand verlaufende Grünverbindung bleibt in Fläche und Funktion erhalten. Durch 
Anpflanzungen auf deren Nordseite kann eine Aufwertung und Attraktivitätssteigerung erzielt 
werden. Es ist vorgesehen, auf der Ebene des Bebauungsplanes hierzu nähere Festsetzungen 
zu treffen. 
 
5.2.5 Orts- und Landschaftsbild 
Der Änderungsbereich hat heute keine Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild. Eine 
nachteilige Veränderung des bisher als Bauschuttdeponie bereits gewerblich genutzten Be-
reichs ergibt sich infolge des mit der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes verfolgten Pla-
nungsziels nicht. 
 
5.2.6 Natura 2000 
Im Änderungsbereich und in dessen näheren Umkreis sind keine Natura 2000-Gebiete (FFH-
Gebiete, Gebiete nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie) ausgewiesen oder zur Auswei-
sung gemeldet. Auswirkungen in Bezug auf Natura 2000 sind daher nicht zu erwarten. 
 
5.2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 
Unter Kultur- und Sachgüter sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeu-
tung im architektonischen oder archäologischen Sinn darstellen und deren Nutzbarkeit durch 
das Vorhaben eingeschränkt werden könnte. 
 
Kultur- und sonstige Sachgüter in diesem Sinne sind im Änderungsbereich nicht vorhanden. 
 
Angrenzend an den Änderungsbereich befindet sich im Norden das denkmalgeschützte Wohn-
gebäude Lohweg 12 - 20. Eine Beeinträchtigung der Belange des Denkmalschutzes durch die 
geplante, dem Deponiebetrieb nachfolgende gewerbliche Nutzung ist nicht erkennbar. 
 
5.2.8 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 
Die Planungsinhalte der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes haben im Vergleich zur 
gegenwärtigen Situation keine Auswirkungen auf Umweltbelange. Erhebliche Wechselwirkun-
gen zwischen den Schutzgütern Mensch einerseits und Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft 
und Klima andererseits sowie Kultur- und Sachgütern sind nicht zu erwarten.  
 
5.2.9 Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 
Mit der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes soll eine sinnvolle und städtebaulich ver-
tretbare Nachfolgenutzung des seit 1980 betriebenen und 2009 eingestellten Betriebes einer 
Bauschuttdeponie unter gleichzeitiger Berücksichtigung der wirtschaftlichen Belange des orts-
ansässigen mittelständischen Unternehmens ermöglicht werden. Sie führt daher im Vergleich 
zur bisher zulässigerweise ausgeübten Nutzung zu keinen zusätzlichen oder neuen Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter. 
 
5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 
Die Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB erwartet eine "Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der Planung". 
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Bei Nichtdurchführung der Planung wäre zu erwarten, dass der im Zuge des Betriebes der Bau-
schuttdeponie verfüllte Bereich der ehemaligen Mergelgrube - soweit nicht bereits heute als 
"Gewerbliche Baufläche" dargestellt - sich selbst überlassen bliebe, da erwartet werden muss, 
dass für das ansässige Unternehmen eine Aufforstung im Sinne der bisherigen Darstellung 
"Waldfläche" wirtschaftlich nicht tragbar ist. Da auch eine Rechtsverpflichtung nicht mehr be-
steht, wäre das bisherige Planungsziel nicht durchsetzbar. Sofern die Fläche - etwa wegen Auf-
gabe gewerblicher Nutzung - sich selbst überlassen bliebe, würde sich wahrscheinlich durch 
Ruderalisierung und Sukzession eine höherwertige Biotopsituation gegenüber dem gegenwärti-
gen Zustand einstellen. 
 
Bei Durchführung der Planung würden sich im Vergleich zur bisher ausgeübten Nutzung keine 
signifikanten Veränderungen des Umweltzustandes einstellen. Jedoch gilt diese Aussage nicht 
für den Bereich der die "Gewerbliche Baufläche" im Norden und Osten abgrenzende "Allgemei-
ne Grünfläche", die der Errichtung eines bepflanzten Walls dienen soll. Hier wird eine gegen-
über dem gegenwärtigen Zustand günstigere Situation vorbereitet. 
 
5.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus-
wirkungen / Eingriffsregelung 
Die Bauleitplanung stellt zwar selbst keinen Eingriff in Umweltbelange dar. Nicht erforderliche 
Beeinträchtigungen sind aber durch vorausschauende Planungsüberlegungen zu unterlassen 
bzw. auf das unvermeidbare Maß zu beschränken und entsprechende Wertverluste angemes-
sen auszugleichen. Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich sind zu 
prüfen und zu beschreiben bzw. im Flächennutzungsplan entsprechend darzustellen. Auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes kann im Allgemeinen angesichts seiner nur grundsätzlichen 
Zielaussagen nur eine Grobabschätzung vorgenommen werden. Die konkreten Maßnahmen 
zur Verringerung und zum Ausgleich können erst auf der Bebauungsplan-Ebene bestimmt wer-
den, wenn der tatsächliche Umfang der zulässigen Eingriffe abgegriffen werden kann. 
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter und sonstigen umweltrelevanten Be-
lange sind infolge der Verwirklichung der mit der 214. Änderung des Flächennutzungsplanes 
verbundenen Planungsziele - wie aufgezeigt - planungsrechtlich nicht zu erwarten. Planungs-
rechtlich relevante Eingriffe in Natur und Landschaft und ihre Leistungsfähigkeit werden daher 
auf dieser Planebene nicht vorbereitet. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB wäre zudem ein Aus-
gleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung - wie 
vorliegend - erfolgt sind. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich von 
Auswirkungen sind deshalb nicht zu benennen (vgl. Abschnitt 5.2). Allerdings können unterhalb 
der Planebene des Flächennutzungsplanes vor allem in den Randbereichen, die einen poten-
tiellen Lebensraum für Tiere und Pflanzen darstellen, nachteilige Auswirkungen ergeben. Nähe-
re Aussagen hierzu erfolgen auf der Bebauungsplan-Ebene nach Vornahme der erforderlichen 
naturschutzfachlichen Untersuchungen (s. Abschnitt 5.2.1). 
 
5.5 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Gemäß Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sollen in Betracht kommende anderweitige Pla-
nungsmöglichkeiten benannt werden, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbereich des 
Bauleitplans zu berücksichtigen sind. 
 
5.5.1 Planungsalternativen bzgl. des Standortes 
Die 214. Flächennutzungsplan-Änderung hat die gewerbliche Nachnutzung eines bisher als 
Bauschuttdeponie genutzten Geländes zum Ziel. Standortbezogene Planungsalternativen 
kommen daher nicht in Betracht. 
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5.5.2 Planungsalternativen im Änderungsbereich 
Der Flächennutzungsplan hat die Aufgabe, die städtebauliche Entwicklung in den Grundzügen 
darzustellen. Planungsalternativen im Änderungsbereich können sich demzufolge im Wesentli-
chen nur bzgl. der Darstellung von Bau- und Freiflächen sowie ggf. der Darstellung von Haupt-
verkehrsstraßen ergeben.  
 
Unter Berücksichtigung des Ziels und des Zwecks der Planung (s. Abschnitt 1) kommen Alter-
nativen der Flächendarstellung für die 214. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht in Be-
tracht. 
 
Grundsätzlich käme alternativ eine Freiflächen-Entwicklung, z.B. Beibehaltung als Aufforstungs-
fläche oder als Fläche für Ausgleichsmaßnahmen im Zusammenhang mit künftigen Bauleitplä-
nen, in Betracht. Damit würden aber die in den Abschnitten 1 und 4 dargelegten abwägungsre-
levanten privaten Belange sowie die rechtliche Situation nicht in genügendem Maße beachtet. 
Zudem wird die Geländebeschaffenheit (Grundwasserkörper 30 m unter Gelände und für Auf-
wuchs problematische Bodenverhältnisse) als ungünstig für eine Herrichtung als Freiflächen 
beurteilt. 
 
5.6 Verwendete Verfahren bei der Umweltprüfung / Hinweise auf Schwierigkeiten bei der 
Ermittlung 
Gemäß Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sind die wichtigsten Merkmale der verwendeten 
technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 
Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder feh-
lende Kenntnisse, zu beschreiben. 
 
Grundlagendaten sind entnommen dem Konzept zur Ermittlung der verkehrsbedingten Luftbe-
lastungssituation in Hannover (s. Abschnitt 5.2.3). 
 
Wegen der nicht gegebenen nachteiligen Umweltauswirkungen entfällt auf der Planebene des 
Flächennutzungsplanes auch eine Auseinandersetzung mit den in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und 
§ 2 a BauGB aufgeführten übrigen Erfordernissen des Umweltberichtes (Beschreibung der 
wichtigsten Merkmale der technischen Verfahren bei der Umweltprüfung, Hinweise auf Schwie-
rigkeiten bei der Ermittlung). Zur Ermittlung und Bewertung des Bestandes an Tieren und Pflan-
zen sind auf nachfolgender Planebene gezielte Untersuchungen noch vorzunehmen und deren 
Ergebnisse zu berücksichtigen. 
 
5.7 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Umweltüberwachung 
Nach der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sollen die geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt be-
schrieben werden. Ziel ist, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig 
zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
 
Nachteilige Auswirkungen sind durch die Durchführung der Planungsziele nicht zu erwarten. 
Unvorhergesehene Auswirkungen, die im wesentlichen aus der Nachbarschaft der geplanten 
gewerblichen Nutzung zu der bestandsgeschützten Wohnbebauung im Norden des Änderungs-
bereiches resultieren könnten, können erst nach Aufnahme gewerblicher Nutzung festgestellt 
werden. Falls erforderlich, müssen Maßnahmen unterhalb der Flächennutzungsplan-Ebene - 
etwa auf immissionsschutzrechtlicher Grundlage - entwickelt werden, mit denen etwaigen Be-
einträchtigungen begegnet werden kann. 
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5.8 Zusammenfassung 
Die 214. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst das Gelände des seit 1980 bestehen-
den und 2009 eingestellten Betriebes der Bauschuttdeponie auf der Ostseite des Lohweges / 
nördlich der Bahnstrecke. Mit ihr soll eine sinnvolle und städtebaulich vertretbare Nachfolgenut-
zung des Geländes unter gleichzeitiger Berücksichtigung der wirtschaftlichen Belange des orts-
ansässigen mittelständischen Unternehmens ermöglicht werden. Dazu soll die bisher als Rekul-
tivierungsmaßnahme vorgesehene "Waldfläche" durch "Gewerbliche Baufläche" ersetzt werden, 
weil die Rekultivierungsverpflichtung aufgehoben wurde und die gegenwärtige Darstellung einer 
wirtschaftlichen Nutzung des Geländes entgegen steht. Das bisherige Planungsziel wird man-
gels rechtlicher und fachlicher Rechtfertigung aufgegeben. 
 
Die Planungsziele führen auf der Planebene des Flächennutzungsplanes im Vergleich zur bis-
her zulässigerweise ausgeübten Nutzung (Bauschuttdeponie) zu keinen zusätzlichen oder neu-
en nachteiligen Auswirkungen auf umweltrelevante Schutzgüter. Durch zusätzliche Maßnahmen 
werden dagegen für die benachbarten Nutzungen im Norden und Osten Verbesserungen ge-
genüber Einflüssen aus dem Gewerbebetrieb erzielt. Zwar ließe sich vordergründig betrachtet 
das bisher durch Darstellung "Waldfläche" im Flächennutzungsplan aufgezeigte Potential zur 
Erhöhung des Waldanteils nicht mehr nutzen. Jedoch bestehen aus heutiger Sicht erhebliche 
Zweifel an der Geeignetheit der verfüllten Mergelgrube für eine Aufforstung, ferner fehlt zur 
Durchsetzung des bisherigen Planungsziels die Rechtsgrundlage. 
 
Planungsalternativen sowohl bezüglich des Standortes als auch bezüglich der flächenmäßigen 
Ausweisungen ergeben sich auf der Planebene des Flächennutzungsplanes nicht. 
 
 
 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung / 
Vorentwurf der Begründung 
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Maßgebliche Fassung der Baunutzungsverordnung (BauNVO): 
BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990  
(BGBl I S. 132) zuletzt geändert durch Art. 3 des Investitionserleich-
terungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 
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214. Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan 
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